
 

 

Bundesministerium für Gesundheit 

Herrn Chris Wagenblast, Ref. 511 

11055 Berlin 

 

 

 

Entwurf eines Gesetzes für Daten und digitale Innovation im Gesundheitswesen (GeDIG) 
Stellungnahme der BAR e.V. 

 

Sehr geehrter Herr Wagenblast, sehr geehrte Frau Mießler, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

wir bedanken uns für die Möglichkeit der Stellungnahme zum Referentenentwurf eines Gesetzes 

für Daten und digitale Innovation im Gesundheitswesen (GeDIG) – nachfolgend: RefE. Unsere 

Stellungnahme erfolgt aus der Perspektive der gesetzlichen und satzungsmäßigen trägerübergrei-

fenden Aufgabenstellung der Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation e. V. (BAR). Die von 

Ihnen gesetzte Rückmeldefrist ist angesichts Umfangs und Komplexität des RefE recht knapp be-

messen, sodass die Stellungnahme nur ausgewählte grundlegende Aspekte punktuell aufgreift. 

Ausdrücklich begrüßen wir die mit dem RefE verfolgte Zielsetzung, die Potenziale der Digitalisie-

rung zur Verbesserung der Patientenversorgung besser als bisher auszuschöpfen. Hier sehen wir 

erhebliche Potenziale vor allem bei den auch im RefE aufgegriffenen Aspekten Standards und 

Interoperabilität, bruchfreie Digitalisierung von Prozessen und Schaffung notwendiger Rahmenbe-

dingungen für die Gewährleistung von Betriebssicherheit, insbesondere auch Nutzung sicherer 

datenschutzgerechter Übermittlungsverfahren. 

Bei der konkreten Ausgestaltung der Regelungen gibt es aus hiesiger Sicht allerdings Weiterent-

wicklungsmöglichkeiten, um die o.g. Zielsetzung mit Blick auf die Belange von Menschen mit Be-

hinderungen noch besser zu erreichen:  
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1) Auch und gerade bei der Digitalisierung: Gelingensbedingungen für trägerübergrei-

fende Zusammenarbeit gewährleisten 

Die Sicherung der Teilhabe von Menschen mit Behinderungen hängt oft auch von gelingender 

Zusammenarbeit der Rehabilitationsträger ab bzw. von der Kooperation mit diesen. In Zeiten zu-

nehmender Digitalisierung müssen deshalb die jeweiligen Prozesse so ausgestaltet sein, dass 

diese Zusammenarbeit auch digital möglich ist. Die im RefE vorgesehenen Regelungen verfesti-

gen trotz des grundsätzlichen Anspruchs, auch die Zusammenarbeit mit anderen Sozialleistungs-

trägern im Blick zu haben (vgl. § 306 Abs. 1 S. 2 SGB V-RefE, § 7 GDNG-RefE i.V.m. Art. 57 

Abs. 1 lit. g) u. h) EHDS-VO, § 8 Abs. 3 Satz 2 und § 12 GDNG-RefE) im Ergebnis ein zuneh-

mend in sich geschlossenes System der Telematikinfrastruktur. Es wird ganz überwiegend an 

den Notwendigkeiten der Strukturen in den Bereichen SGB V und SGB XI ausgerichtet und von 

den dort maßgeblichen Akteuren ausgeformt. Aus hiesiger Sicht kommt demgegenüber die Per-

spektive der Anschlussfähigkeit zu anderen Sozialleistungsbereichen – einschließlich auch dort 

agierender Leistungserbringer – im Ergebnis bisher zu kurz. 

Zusammenfassend regen wir daher an, die Anschlussfähigkeit an/für andere Sozialleistungsbe-

reiche klarer zu regeln und entsprechende Gewährleistungen dafür vorzusehen, dass sich dies 

auch in der Ausgestaltung der Telematikinfrastruktur niederschlägt. Das kann sich z.B. auf 

Schnittstellenstandards beziehen. Als ein Modell für trägerübergreifende Ausgestaltungen könnte 

hier an den Gedanken der „Gemeinsame Grundsätzen Technik“ auf Basis von § 95 SGB IV an-

geknüpft werden. 

 

2) Rehabilitation auch bei der Digitalisierung konsequent im Blick behalten 

Die digitale Bedarfseinschätzung (§ 360b SGB V-RefE) hat bisher inhaltlich und im Hinblick auf 

das Zustandekommen der vorgesehenen Vereinbarung den Versorgungsbereich Rehabilitation 

(vgl. hierzu z.B. die Regelungen in Teil 1 Kap. 2 u. 3 SGB IX) noch nicht ausreichend im Blick. 

Zusammenfassend regen wir an: 

- in den vorgesehenen Regelungen den Versorgungsbereich Rehabilitation dabei auch das 

bio-psycho-sozialen Modell der WHO konkret mit aufgreifen 

- Rehabilitationsträgern und anderen maßgeblichen Akteuren aus dem Bereich der Rehabi-

litation eine über eine Benehmensherstellung hinausgehende Rolle bei entsprechenden 

Festlegungen einräumen  
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3) Selbstbestimmung, Personenzentrierung, Datenschutz stärker berücksichtigen 

Das Spannungsverhältnis zwischen notwendiger Kenntnis von für die Versorgung erforderlichen 

Daten einerseits und dem (Grund-)Recht auf informationelle Selbstbestimmung andererseits ist 

auch in der trägerübergreifenden Rehabilitation eine Herausforderung. Die hier maßgeblichen 

Akteure haben auf Ebene der BAR gemeinsam Wege erarbeitet, wie dieses Spannungsverhält-

nis praxistauglich aufgelöst werden kann (Arbeitshilfen zum Datenschutz in der Rehabilitation). 

Dabei bedarf es differenzierter Abwägungen. Vor dem Hintergrund dieser Befassungen bieten die 

nach dem RefE vorgesehenen Regelungen mit Blick auf die Selbstbestimmung der Menschen 

mit Behinderungen über ihre Gesundheitsdaten teils Optimierungsmöglichkeiten. Beispiele: 

 

a. „Reallabore“ der Krankenkassen (§ 284a SGB V-RefE) 

In den aktuellen Formulierungen bleibt unklar,  

o ob und inwieweit Versicherte der Nutzung ihrer Daten im Rahmen der Reallabore (über die sie 

nicht individuell informiert werden) widersprechen können, 

o inwieweit die Reallabore Gewährleistungen treffen müssen, um zu verhindern, dass die ggf. 

verarbeiteten „Echtdaten“ in das allgemeine „Gesundheitsdatenökosystem“ einfließen.  

Zusammenfassend regen wir hierzu an, entsprechende Klarstellungen im Sinne der Selbstbe-

stimmung über die eigenen Daten vorzunehmen.  

 
b. Erhebung von Gesundheitsdaten bei anderen und durch andere „Stellen“  

(§§ 25b Abs. 2, 284 Abs. 6, 339 Abs. 1b), 343 Abs. 1a Nr. 24, 345b Abs. 2, 351 Abs. 1 u. 2, 352a, 

359a Abs. 1, 2 u. 7, 360 Abs. 10 Satz 11, 361 Abs. 3, 361c, 374a Abs. 1 SGB V-RefE; § 9 Abs. 2 

Nr. 7 GenDG-RefE) 

Im RefE werden Möglichkeiten geschaffen, teils ohne und teils auf Grundlage einer einmaligen 

Einwilligung sensible Daten bei nicht näher eingegrenzten „anderen Stellen“ oder auch durch 

weitere „Stellen“ erheben zu können. Die erweiterten Erhebungsmöglichkeiten erscheinen in ih-

rer konkreten Ausprägung insbesondere angesichts des Prinzips der Datensparsamkeit gem. Art. 

5 Abs. 1 lit. c) EU-DSGVO und des zugehörigen Erwägungsgrundes 39 überprüfenswert.  

 

c. Übersichtlichkeit der Regelungen zur Kontrolle über die eigenen Daten 

Bereits jetzt sind die Regelungen zur Kontrolle über die eigenen Daten in einer digitalisierten Ge-

sundheitsversorgung komplex (Einwilligungsvoraussetzungen/ Widerspruchsmöglichkeiten, ins-

bes. bei sog. Sekundärnutzung von Gesundheitsdaten, so zu Forschungszwecken unter Berück-

sichtigung von § 75 SGB X). Mit dem RefE werden sie um zusätzliche ebenfalls komplexe 
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Regelungen ergänzt (Beispiele s.o.). Angesichts dessen regen wir zusammenfassend an, ge-

setzliche Regelungen zur Gewährleistung der Kontrolle über die eigenen Daten inhaltlich zu ver-

einfachen und an einem Ort zu bündeln. Vor diesem Hintergrund zu begrüßen ist jedenfalls der 

Grundgedanke des in Umsetzung der EHDS-VO vorgesehenen Registers zur Durchführung der 

Betroffenenrechte (§ 17 GDNG-RefE).  

 

Freundliche Grüße 

 

Gülcan Miyanyedi 

Geschäftsführerin 


